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HESSISCHES MINISTERIUM DES INNERN UND FÜR SPORT

Änderung der Anschrift;
Herr Christian Ratjen, Honorarkonsul des Fürstentums Liechtenstein 
in Frankfurt am Main

Die Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung des Fürsten-
tums Liechtenstein in Frankfurt am Main hat sich wie folgt ge-
ändert:

Mainzer Landstraße 1
60329 Frankfurt am Main

Die übrigen Kontaktdaten bleiben unverändert.

Wiesbaden, den 14. August 2019

Hessische Staatskanzlei

StAnz. 36/2019 S. 810

655

HESSISCHE STAATSKANZLEI

Richtlinien für die Gewährung staatlicher Finanzhilfen bei 
Elementarschäden (Elementarschäden-Richtlinien)

Zur Milderung außergewöhnlicher Notlagen in Folge von nicht ver-
sicherbaren Schäden, die durch Elementarereignisse (zum Bei-
spiel Extremwetterlagen, Erdbeben, Erdsenkungen, Erdrutsche, 
Waldbrände, Hochwasser) verursacht wurden, können im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel staatliche Finanzhilfen nach 
Maßgabe der nachstehenden Regelungen gewährt werden.

1. Grundsätze

1.1 Eine staatliche Finanzhilfeaktion setzt voraus, dass auf über-
örtlicher Ebene schwere Schäden bei einem größeren Per-

eigener Kraft noch durch die sachlich gebotene Eigenvor-
sorge (zum Beispiel Versicherung) zu beseitigen vermögen.

1.2 Bei einzelnen Schadensereignissen, insbesondere ört-
lich begrenzten Unglücksfällen, sind Verwandte und Nach-
barn sowie die örtliche Gemeinschaft (Landkreis, kreisfreie 
Stadt, Gemeinde) zur Hilfeleistung aufgerufen. In diesen 
Fällen haben die Hilfsmaßnahmen der Privatpersonen und 
der Gebietskörperschaften Vorrang vor staatlichen Finanz-
hilfen.

1.3 Staatliche Finanzhilfe soll Hilfe zur Selbsthilfe bei aku-
ten Notlagen leisten. Sie ist eine Billigkeitsmaßnahme und 

Ausgleich des erlittenen Schadens besteht deshalb nicht.

-
ziellen Hilfen aus anderen Förderprogrammen und sonsti-
gen Leistungen Dritter nachrangig. Sie wird nicht gewährt, 
soweit die eingetretenen Schäden durch Zahlungen einer 
Versicherung und durch sonstige Hilfen, einschließlich 
steuerlicher Hilfen, ausgeglichen werden können.

2. Zweck und Empfänger von Finanzhilfen

2.1 Die Finanzhilfe kann grundsätzlich nur zur Behebung von 
Schäden an landwirtschaftlichen und gärtnerischen Betrie-
ben, gewerblichen Betrieben sowie an Gebäuden und Haus-
rat bei sonstigen Privatgeschädigten gewährt werden. An-
tragsteller können auch Vereine sein. Ausnahmen bedürfen 
der Zustimmung des Ministeriums der Finanzen.

2.2 Gemeinden und Gemeindeverbände, sonstige Körperschaf-
-

halten keine Finanzhilfe nach diesen Richtlinien. Das Glei-

656

che gilt für Wirtschaftsunternehmen, deren Kapital sich 

3. Voraussetzungen

3.1 Eine Finanzhilfe kann nur nach vorheriger Einleitung einer 
Finanzhilfeaktion gewährt werden. Es wird insoweit auf Nr. 5 
hingewiesen.

3.2 Die Gewährung der Finanzhilfe setzt voraus, dass Geschä-
digte trotz Vorsorgemaßnahmen und versuchter Selbsthilfe 
beim Schadensereignis unverschuldet in eine außerge-
wöhnliche Notlage geraten sind, die sie aus eigener Kraft in 
absehbarer Zeit nicht bewältigen können. Von einer solchen 
Notlage ist in folgenden Fällen auszugehen:

3.2.1 Die Schäden sind bei landwirtschaftlichen und gärtneri-
schen Betrieben so erheblich, dass sie nicht ohne Beein-
trächtigung der persönlichen Lebensgrundlage durch den 
Einsatz eigener Mittel oder durch zumutbare Aufnahme 
eines Bankkredits zu beseitigen sind.

3.2.2 Die Schäden sind bei Vereinen sowie bei Gewerbebetrieben 
an Betriebsanlagen und Lagerbeständen so groß, dass die 
Fortführung des Betriebes trotz des Einsatzes eigener Mit-
tel oder durch zumutbare Aufnahme eines Bankkredits nur 
unter erheblichen Beeinträchtigungen in absehbarer Zeit 
möglich ist.

3.2.3 Die Schäden der sonstigen Privatpersonen an Wohnraum, 
der im Privateigentum steht, oder an notwendigem Hausrat 
sind so erheblich, dass die Beseitigung unter Berücksich-
tigung des eigenen Vermögens, des tatsächlich verfügba-
ren Familieneinkommens und der Familienverhältnisse aus 
eigener Kraft in absehbarer Zeit nicht möglich ist.

3.3 In allen unter Nr. 3.2.1 bis 3.2.3 genannten Fällen haben 
die Geschädigten die zur Überprüfung ihrer Vermögenslage 
erforderlichen Unterlagen (zum Beispiel Einkommensteuer-
bescheide, Rentenbescheide, Kreditverträge und sonstige 
Unterlagen) ihrem Antrag beizufügen.

3.4 Weitere Voraussetzung ist eine unverschuldete Notlage. 
Diese liegt in der Regel zum Beispiel nicht vor bei

 – Grünlandumbruch in Lagen, die in regelmäßigen Abstän-
den überschwemmt werden;

 – Dauerkulturen in Flussnähe, die regelmäßig über-
schwemmt werden;
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 – Bauten, die ohne Genehmigung errichtet wurden;

 – Bauten, die entgegen den Warnungen der zuständigen 
Behörden in Überschwemmungsgebieten errichtet wur-
den.

3.5 Unberücksichtigt bei der Prüfung bleiben

3.5.1 Schäden, die durch Versicherungsleistungen gedeckt sind 
oder für die üblicher Weise Versicherungen abgeschlossen 
werden (zum Beispiel Feuer-, Sturm- und Hagelschäden);1

3.5.2 Schäden an Hausrat in Räumen, deren Nutzung für Wohn-
zwecke bauordnungsrechtlich nicht genehmigt ist, und Hob-
byräumen;

3.5.3 Schäden oder Verluste an Luxusgegenständen (zum Bei-
spiel Schmuck), Bargeld, Wertpapieren, Sammlungen;

sonstigen Freizeitartikeln);

3.5.5 Schäden an Außenanlagen von Gebäuden (Bäume, Sträu-
cher, Rasen, Zaunanlagen etc.), es sei denn, ein Gefah-
renpotenzial für die Allgemeinheit ist erkennbar oder die 
Außenanlage dient bei Vereinen unmittelbar dem Vereins-
zweck;

3.5.6 mittelbare Schäden (zum Beispiel entgangener Gewinn, 
Wertminderungen des Betriebs- oder Privatvermögens, Fi-
nanzierungskosten).

3.6 Eine außergewöhnliche Notlage erfordert einen Schaden 
von erheblichem Umfang. Deshalb können Schäden, die 
den Betrag von 5.000 Euro nicht übersteigen, im Allgemei-
nen nicht berücksichtigt werden.

4. Form und Höhe der Finanzhilfe

4.1 Die Finanzhilfe kann als Beihilfe oder als Kredithilfe gewährt 
werden.

4.2 Besteht bei der Empfängerin oder bei dem Empfänger Vor-
steuerabzugsberechtigung, so darf die abziehbare Vor-
steuer bei der Anmeldung des festgestellten Schadens nicht 
berücksichtigt werden.

4.3 Beträgt der festgestellte Schaden höchstens 30.000 Euro, 
wird die Finanzhilfe als Beihilfe gewährt. Dabei darf die 
Höhe des Betrages ein Drittel der Kosten für die Behebung 
des Schadens nicht übersteigen. Nur in besonderen Här-
tefällen kann eine Beihilfe bis zur Hälfte der festgestellten 
Schadenssumme gewährt werden.

4.4 Beträgt der festgestellte Schaden mehr als 30.000 Euro, 
wird die Finanzhilfe als Kredithilfe gewährt. In Ausnahme-
fällen kommt auch eine Beihilfe in Betracht. Die Kredit-
hilfe wird in Form eines Zinszuschusses in Höhe des nach 
§ 247 BGB bei der Bewilligung geltenden Basiszinssatzes 
der Deutschen Bundesbank, sofern dieser größer als Null 
ist, für Darlehen mit laufenden Tilgungsraten, höchstens je-
doch für die Dauer von zehn Jahren gezahlt. Der Zinszu-
schuss wird in einer Summe ausgezahlt. Die Antragstellerin 
oder der Antragsteller kann das Darlehen bei einem Kredit-
institut ihrer oder seiner Wahl aufnehmen.

4.5 Bei der Anmeldung des festgestellten Schadens und der 
-

fen mit gleicher Zielsetzung und sonstige Hilfen Dritter an-
zurechnen. Zu den sonstigen Hilfen zählen Versicherungs-

-
ersatzansprüche, steuerliche Vorteile (zum Beispiel der 
Erlass von Steuern) u.Ä. Die Finanzhilfe und die Hilfen Drit-
ter dürfen die für die Schadensbehebung erforderlichen 
Ausgaben nicht übersteigen.

4.6 Der Landkreis und die Gemeinde gemeinsam oder die kreis-
freie Stadt sollen sich grundsätzlich mit einer Interessen-
quote bis zu 30 vom Hundert an der staatlichen Beihilfe be-
teiligen.

1 Hierzu können auch Elementarschadenversicherungen gezählt werden 
(siehe hierzu Beschluss der MPK vom 1. Juni 2017 (TOP 6)). Nach Mit-
teilung des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft 
verfügen im Jahr 2018 allerdings lediglich 36 Prozent der Haushalte in 
Hessen über eine Elementarschadenversicherung, sodass hier noch 
nicht von flächendeckender Verbreitung ausgegangen werden kann. 
Hier bleibt die Wirksamkeit weiterer Verbreitungsmaßnahmen unter Fe-
derführung des HMUKLV abzuwarten.

5. Einleitung der Finanzhilfeaktion

5.1 Das Regierungspräsidium entscheidet auf Antrag des Kreis-
ausschusses des Landkreises oder des Magistrats der kreis-
freien Stadt im Einvernehmen mit dem für den Brandschutz 
(einschließlich Förderung der Feuerwehren), Katastrophen-
schutz, Zivile Verteidigung und Förderung des Ehrenamts 
im Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Ministerium 
über die Einleitung einer Finanzhilfeaktion. Der Kreisaus-
schuss oder der Magistrat der kreisfreien Stadt leitet bin-
nen einer Woche seinen Antrag dem Regierungspräsidium 
zu. Das Regierungspräsidium prüft innerhalb von zwei Wo-
chen nach Einreichung der für eine grundsätzliche Bewer-
tung erforderlichen Antragsunterlagen, ob die Schäden so 
schwer und nachhaltig sind, dass eine Hilfsaktion mit staat-

-
ses erforderlich ist, und stellt über die Einleitung einer Fi-
nanzhilfeaktion Einvernehmen mit dem für den Brandschutz 
(einschließlich Förderung der Feuerwehren), Katastrophen-
schutz, Zivile Verteidigung und Förderung des Ehrenamts 
im Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Ministerium 
her. Das Regierungspräsidium unterrichtet spätestens am 
nächsten Tag das Ministerium der Finanzen sowie die zu-
ständigen Fachministerien. Das für den Brandschutz (ein-
schließlich Förderung der Feuerwehren), Katastrophen-
schutz, Zivile Verteidigung und Förderung des Ehrenamts 
im Brand- und Katastrophenschutz zuständige Ministerium 
setzt die Landesregierung über die Finanzhilfeaktion inner-
halb eines Monats in Kenntnis, sofern es das nach dem Um-
fang der eingetretenen Schäden für erforderlich hält.

5.2 Das Regierungspräsidium gibt die Einleitung einer Finanz-
hilfeaktion in geeigneter Weise bekannt.

5.3 Eine eingeleitete Finanzhilfeaktion wird abgebrochen, wenn 
sich nachträglich herausstellt, dass es sich nicht um eine 
größere Anzahl von schweren Schäden in einem größeren 
Gebiet handelt.

6. Verfahren

6.1 Nach Bekanntgabe der Einleitung einer Finanzhilfeaktion 
haben die Geschädigten innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Bekanntgabe (Ausschlussfrist) vollständige An-
träge auf Gewährung einer Finanzhilfe beim Kreisausschuss 
des Landkreises oder Magistrat der kreisfreien Stadt einzu-
reichen. Hierfür sowie für die Schadensfeststellung werden 
die als Anlage abgedruckten Muster A, B oder C verwendet, 
die auf die jeweilige Schadensart abgestellt sind.

6.2 Für die Feststellung der Schäden wird unter Vorsitz der 
Landrätin oder des Landrats, der Oberbürgermeisterin oder 
des Oberbürgermeisters einer kreisfreien Stadt bzw. einer 
von ihr oder ihm mit dem Vorsitz beauftragten Person eine 
Schadenskommission gebildet, der geeignete Sachverstän-

kreisfreien Städte oder Gemeinden und eine Vertreterin 
oder ein Vertreter des Regierungspräsidiums angehören. 
Die oder der Vorsitzende beruft die Mitglieder der Scha-
denskommission. Diese legt neben der eigentlichen Scha-
densfeststellung auch dar, ob das Schadensereignis bei den 

hat. Über die Beratungen und Feststellungen der Schadens-
kommission werden Niederschriften gefertigt.

6.3 Nach Abschluss der Ermittlungen werden die Einzelan-
träge mit dem Votum der Schadenskommission unverzüg-
lich, möglichst einen Monat nach Ablauf der Antragsfrist, 
dem Regierungspräsidium vorgelegt. Dieses prüft die An-
träge und entscheidet unverzüglich, möglichst innerhalb 
eines Monats, in den Fällen der Nr. 2.1 Satz 1 abschlie-
ßend über die für erforderlich gehaltene Finanzhilfe. Aus-
nahmefälle nach Nr. 2.1 Satz 2 legt das Regierungspräsi-
dium mit seinen Voten gesammelt dem für den Brandschutz 
(einschließlich Förderung der Feuerwehren), Katastrophen-
schutz, Zivile Verteidigung und Förderung des Ehrenamts 
im Brand- und Katastrophenschutz zuständigen Ministerium 
vor. Dieses entscheidet im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium der Finanzen über die Bewilligung.

6.4 Das Regierungspräsidium erstellt die Bewilligungsbe-
scheide und übernimmt die verwaltungsmäßige Abwick-

Hessischen Landeshaushaltsordnung sind entsprechend 
anzuwenden. In den Bewilligungsbescheiden ist insbeson-
dere darauf hinzuweisen, dass innerhalb von sechs Mona-
ten nach der Mittelzuweisung ein Nachweis über die zweck-
entsprechende Verwendung der Finanzhilfe zu erbringen 
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ist. Hierzu ist eine Aufstellung vorzulegen, aus der sich im 
Einzelnen ergibt, wie die Finanzhilfe verwendet wurde. Die 
Originalbelege sind der Aufstellung beizufügen. In den Be-
willigungsbescheiden ist den zuständigen Fachministerien 
und dem Hessischen Rechnungshof ein Prüfungsrecht über 
die Verwendung der Finanzhilfen vorzubehalten.

6.5 Bei Schadensfällen im gewerblichen Bereich mit einer fest-
gestellten Schadenssumme über 30.000 Euro sind vor Fest-
legung der für erforderlich gehaltenen Finanzhilfe vom Re-
gierungspräsidium die wirtschaftlichen Verhältnisse zu prü-
fen.

7. Soforthilfen

7.1 Bei besonders dringenden Notlagen können Soforthilfen bis 
zu 10.000 Euro im Einzelfall gewährt werden.

7.2 Folgende Kriterien sind hierbei zugrunde zu legen:

7.2.1 Soforthilfe für landwirtschaftliche und gärtnerische Betriebe 
sowie für gewerbliche Betriebe und Vereine erfolgt

 – bei durch das Elementarereignis bedingter Zahlungsun-
fähigkeit oder drohender Insolvenz, etwa weil Aufträge 
nicht abgewickelt oder Löhne nicht bezahlt werden kön-
nen, oder

 – wenn dringende Maßnahmen nicht f inanziert werden 
können, oder

 – wenn dringende Sicherungsmaßnahmen nicht finanziert 
werden können, oder

 – wenn unabwendbare Vollstreckungsmaßnahmen wegen 
Forderungen, die durch das Elementarereignis bedingt 
nicht erfüllt werden konnten, drohen, und diese den Be-
trieb existenziell gefährden.

7.2.2 Soforthilfe für sonstige Privatgeschädigte wird gewährt

 – bei akuter Unterbringungsnot, oder

 – bei drohender bzw. bereits eingetretener Obdachlosig-
keit, oder

 – um einkommensschwachen Familien mit Kindern das 
Notwendigste an Unterkunft oder Mobiliar zu gewährleis-
ten, damit sich gegebenenfalls Leistungen des Sozial-

amtes erübrigen, die mit aufwändigen Ermittlungen zur 
Einkommens- und Vermögenssituation verbunden sind.

7.2.3 Soforthilfen werden auch in Fällen gewährt, die den unter 
Nr. 7.2.1 und Nr. 7.2.2 genannten Fällen in ihrer existenziel-
len Bedrohung vergleichbar sind.

7.3 Die Notlage ist in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 
Nachweise werden nur verlangt, wenn dadurch der Zweck 
der Soforthilfe im Einzelfall nicht gefährdet ist.

7.4 Die Soforthilfen sind grundsätzlich nicht zurückzuzahlen, 
werden aber auf die später ggf. bewilligten Finanzhilfen an-
gerechnet.

8. Sonstige Bestimmungen

8.1 Die Empfängerin oder der Empfänger einer Finanzhilfe hat 
unter Beachtung des im Bewilligungsbescheid genannten 
Verfahrens (vgl. Nr. 6.4) einen Verwendungsnachweis in 
Höhe der bewilligten Finanzhilfe zu erbringen. Bei Finanz-
hilfen für entgangenen Ernteertrag wird anstelle eines Ver-
wendungsnachweises eine Ausfertigung der Schadensfest-
stellung beigefügt.

8.2 Wegen der Rücknahme und des Widerrufs einer bewilligten 
-
-

vorschriften zu § 44 der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung in den jeweils geltenden Fassungen verwiesen.

9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Richtlinien treten rückwirkend zum 1. Januar 2019 in Kraft. 
Sie gelten für alle Finanzhilfeaktionen, die nach diesem Zeitpunkt 
eingeleitet werden.

Die Richtlinien treten mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer 
Kraft.

Wiesbaden, den 17. Juni 2019

Hessisches Ministerium des Innern 
und für Sport
V 42 – V-24t20-01-18/001
– Gült-Verz. 3352 – 

StAnz. 36/2019 S. 810

Muster A

Antrag auf Gewährung einer staatlichen Finanzhilfe für erlittene Elementarschäden  
an landwirtschaftlichen oder gärtnerischen Betrieben

Schadensereignis am:                   

Name:                       Bankverbindung:                    

Vorname:                       IBAN:                    

Straße:                       BIC:                    

PLZ, Ort:                                          

Ortsteil:                       

Telefon:                       

Kreis:                       Einheitswert:                 EUR 

Reg. Bez.:                       Einreihungswert:                 EUR 

Flächen
Eigentum gepachtet verpachtet bewirtschaftet

ha

a) Ackerland:

b) Wiesen:

c) Weiden:

d) Wald:

e) Sonstiges:

Insgesamt:
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Viehbesatz im Durchschnitt des Jahres:

Art Anzahl Art Anzahl

a) Pferde: f) Zuchtsauen:

b) Fohlen: g) Mastschweine:

c) Milchkühe: h) Ferkel:

d) Jungvieh: i) Schafe:

e) Mastvieh: j) Federvieh:

Vermögen:

a) Barvermögen: EUR

b) Guthaben: EUR

c) Spareinlagen: EUR

d) Beteiligungen: EUR

e) Wertpapiere: EUR

f) Forderungen: EUR

g) Bausparguthaben: EUR

h) Haus- und Grundbesitz, der nicht zum Betrieb gehört: EUR

i) Gewerbliche Betriebe: EUR

j) Sonstiges: EUR

Gesamtverschuldung

Gläubigerin/ 
Gläubiger

Höhe
Höhe der  

Restschulden
Zinsen 

(jährlich)
Tilgung 

(jährlich)
Insgesamt 
(jährlich)

EUR

Insgesamt:

Einkommenssituation:

a)  Gewinn lt. Buchführung im letzten Wj. 20  /bzw. „Standard-Gewinn“1 lt. Ermittlung des 
Hessischen Dienstleistungszentrums für Landwirtschaft, Gartenbau und Naturschutz:

EUR

b)  Nicht landwirtschaftliche Einkünfte im Jahr (z.B. Lohn- und Gehaltseinkommen, Mieten, 
Zinsen, Pachten und gewerbliche Einkünfte):

EUR

Insgesamt: EUR

Angaben über persönliche Verhältnisse:

Zum Haushalt gehörende 
Familienangehörige

Alter Geschlecht
Mitarbeiterinnen/ 

Mitarbeiter im Betrieb
Sonstige  

Erwerbstätigkeit
Einkünfte aus Tätigkeit 

(Spalte 5 netto/Jahr)

Jahre m/w Tage im Jahr Art EUR

1 2 3 4 5 6

Betriebsinhaberin

Betriebsinhaber

Ehefrau/Ehemann

1. Kind

2. Kind

3. Kind

4. Kind

Weitere Person

Weitere Person

1 Nach dem Formular „Ermittlung des Betriebstyps und Standardbetriebseinkommens“.
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Schadensfestsetzung2

A. Gebäudeschäden:

Gebäudeart Art des Schadens

Höhe des 
Schadens

Wiederherstellungs- 
kosten

Festgestellt durch  
Schadenskommission

EUR

Insgesamt:

B. Schäden an lebendem und totem Inventar:

Inventarart Art des Schadens

Höhe des 
Schadens

Wiederbeschaffungs-
kosten

Festgestellt durch  
Schadenskommission

EUR

Insgesamt:

C. Erosionsschäden (Abschwemmung, Versandung usw.):

Art der  
Kulturschäden

Art des 
Schadens

Abschwemmung, 
Versandung usw. Ernteausfall Wiederherstellungs-

kosten
Festgestellt durch  

Schadenskommission

ha EUR

Insgesamt:

D. Schäden an landwirtschaftlichen Kulturen (Minderung gegenüber dem Normalertrag):

Kulturen Geschädigte  
Kulturen

Normaler  
Durchschnitts-

ertrag

Ertrag im  
Schadensjahr

Höhe des  
Schadens

Festgestellt durch 
Schadens- 

kommission

ha dz/ha EUR

a) Getreidebau:

 – Weizen:

 – Roggen:

 – Gerste:

2 Für die Berechnung des Schadens gelten die örtlichen Erzeugerpreise.
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Kulturen Geschädigte  
Kulturen

Normaler  
Durchschnitts-

ertrag

Ertrag im  
Schadensjahr

Höhe des  
Schadens

Festgestellt durch 
Schadens- 

kommission

ha dz/ha EUR

 – Hafer:

 – Körnermais:

b) Hackfrüchte:

 – Kartoffeln:

 – Zuckerrüben:

 – Futterrüben:

c) Grünland

 – Wiese:

 – Feldfutterbau: 
(auch Grünmais):

d) Sonderkulturen:

Gesamtschadenshöhe:

Buchstabe Gesamtschadenshöhe Festgestellt durch  
Schadenskommission

EUR

A.

B.

C.

D.

Insgesamt:

Von den Schäden sind durch Versicherungen gedeckt:

Art des Schadens Versicherung
Entschädigungsbetrag

EUR

Zur Schadensbeseitigung anderweitig verfügbare Mittel:

Art der Hilfe Bezeichnung
Entschädigungsbetrag

EUR

Finanzielle Mittel aus anderen  
Förderprogrammen

Steuerhilfen

Sonstige Hilfen  
(z.B. Spenden)

Unvollständig ausgefüllte Fragebögen können keine Berücksich-
tigung finden. Die Angaben über die Vermögensverhältnisse sind 
anhand von z.B. Einkommensteuerbescheiden, Rentenbeschei-
den, Kreditverträgen sowie sonstigen Unterlagen nachzuweisen 
und dem Antrag beizufügen.

Erklärung:

Ich versichere, vorstehende Angaben vollständig und richtig ge-
macht zu haben und durch den erlittenen Schaden in eine außer-

gewöhnliche Notlage geraten zu sein, die ich in absehbarer Zeit 
aus eigener Kraft nicht beseitigen kann. 

Mir ist bekannt, dass

 – unvollständig oder falsch gemachte Angaben eine eventuelle 
Finanzhilfe ausschließen oder ihren Widerruf bewirken;

 – in den Fällen, in denen die tatsächlichen Wiederherstellungskos-
ten unter dem Betrag liegen, der der Bemessung der Finanzhilfe 
zugrunde gelegt wurde, die Finanzhilfe entsprechend gekürzt wird;
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 – ich verpflichtet bin, anderweitig zur Verfügung stehende Mit-
tel (z.B. f inanzielle Hilfen aus anderen Förderprogrammen, 
Steuerhilfen und Spenden) vorrangig auszuschöpfen;

 – gegenüber dem Regierungspräsidium innerhalb von sechs Mo-
naten nach Erhalt der Zahlung ein Nachweis über die zweck-
entsprechende Verwendung der Finanzhilfe zu erbringen ist. 
Hierzu ist eine Aufstellung vorzulegen, aus der sich im Einzel-
nen ergibt, wie die Finanzhilfe verwendet wurde. Die Original-
belege sind der Aufstellung beizufügen.

 – alle Tatsachen, von denen die Gewährung einer Finanzhilfe 
abhängig ist, subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des 
§ 264 des Strafgesetzbuches sind. Hierzu gehören insbeson-
dere die Angaben über die persönlichen, wirtschaftlichen und 
betrieblichen Verhältnisse sowie über den Verwendungszweck 

Stellungnahme der Schadenskommission

Beschreibung des entstandenen Schadens (ggf. Verweisung auf Antrag):

Schadenspositionen Wert davon anerkennungsfähig

Der Schaden wird festgestellt auf: EUR

Der Schaden kann von der Antragstellerin/dem Antragsteller abgefangen werden mit: EUR

Verbleibender Schaden: EUR

Eine außergewöhnliche Notlage, aus der sich die Antragstellerin/der Antragsteller aus eigener Kraft in absehbarer Zeit nicht befreien 
kann, liegt vor/liegt nicht vor.

Vorschlag für eine Soforthilfe in Höhe von: EUR

Vorschlag für eine Beihilfe in Höhe von: EUR

Vorschlag für eine Kredithilfe in Höhe von: EUR

Bemerkungen:

(Ort) (Datum)

(Unterschrift der/des Vorsitzenden der Schadenskommission)

der beantragten Finanzhilfe. Vorsätzliche oder leichtfertige fal-
sche Angaben über die angegebenen Tatsachen sowie das 
Unterlassen von Angaben, die der Gewährung einer Finanz-
hilfe entgegenstehen, können nach § 264 des Strafgesetzbu-
ches strafrechtlich verfolgt werden.

(Ort) (Datum)

(Unterschrift)
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Entscheidung des Regierungspräsidiums

Der Antragstellerin/dem Antragsteller wird gewährt eine:

 – Soforthilfe in Höhe von: EUR

 – Beihilfe in Höhe von: EUR

 – Kredithilfe in Höhe von: EUR

anzurechnen ist eine Soforthilfe in Höhe von: EUR

Bemerkungen:

(Ort) (Datum)

(Unterschrift)
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Muster B

Antrag auf Gewährung einer staatlichen Finanzhilfe für 
erlittene Elementarschäden am gewerblichen Betrieb

Schadensereignis am:                

Firma:                      Rechtsform:                      

                     Reg.-Bez.:                      

Straße:                      Bankverbindung:                      

PLZ, Ort:                      IBAN:                      

Ortsteil:                                           

Telefon:                      BIC:                      

Anzahl der Beschäftigten:

Umsatz der 3 der Antragstellung vorausgehenden Geschäftsjahre:

Letztes Geschäftsjahr: EUR

Vorletztes Geschäftsjahr: EUR

Vorvorletztes Geschäftsjahr: EUR

Die Bilanzen sowie die Gewinn- und Verlustrechnungen der letzten beiden Geschäftsjahre sind beigefügt.

Art des Betriebes (Produktion, Dienstleistungen, sonstige Tätigkeit):

Derzeitige Finanzlage des Unternehmens mit Angabe der Kreditinanspruchnahmen bei (ggf. auf gesondertem Blatt): 

Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Inhaberin/des Inhabers oder der Gesellschafter:
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Art und Umfang des Schadens (bitte ausführlich darstellen, ggf. auf gesondertem Blatt):

Stilllegung des Betriebes nein/ja und zwar zu: v. H.

Zahl der arbeitslos gewordenen Beschäftigten:

Zu erwartende Minderung des Umsatzes: EUR

Von den Schäden sind durch Versicherungen gedeckt:

Art des Schadens Versicherung
Entschädigungsbetrag

EUR

Zur Schadensbeseitigung anderweitig verfügbare Mittel:

Art der Hilfe Bezeichnung
Entschädigungsbetrag

EUR

Finanzielle Mittel aus anderen  
Förderprogrammen

Steuerhilfen

Sonstige Hilfen  
(z.B. Spenden)

Notwendige Maßnahmen zur Beseitigung des Schadens:

Maßnahme
Kosten

EUR
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Unvollständig ausgefüllte Fragebögen können keine Berücksich-
tigung finden. Die Angaben über die Vermögensverhältnisse sind 
anhand von z.B. Einkommenssteuerbescheiden, Rentenbeschei-
den, Kreditverträgen sowie sonstigen Unterlagen nachzuweisen 
und dem Antrag beizufügen.

Erklärung:

Ich versichere, vorstehende Angaben vollständig und richtig ge-
macht zu haben und durch den erlittenen Schaden in eine außer-
gewöhnliche Notlage geraten zu sein, die ich in absehbarer Zeit 
aus eigener Kraft nicht beseitigen kann. 

Mir ist bekannt, dass

 – unvollständig oder falsch gemachte Angaben eine eventuelle 
Finanzhilfe ausschließen oder ihren Widerruf bewirken;

 – in den Fällen, in denen die tatsächlichen Wiederherstellungs-
kosten unter dem Betrag liegen, der der Bemessung der Fi-
nanzhilfe zugrunde gelegt wurde, die Finanzhilfe entsprechend 
gekürzt wird;

 – ich verpflichtet bin, anderweitig zur Verfügung stehende Mit-
tel (z.B. f inanzielle Hilfen aus anderen Förderprogrammen, 
Steuerhilfen und Spenden) vorrangig auszuschöpfen;

 – gegenüber dem Regierungspräsidium innerhalb von sechs Mo-
naten nach Erhalt der Zahlung ein Nachweis über die zweck-

Stellungnahme der Schadenskommission

Beschreibung des entstandenen Schadens (ggf. Verweisung auf Antrag):

Schadenspositionen Wert davon anerkennungsfähig

Der Schaden wird festgestellt auf: EUR

Der Schaden kann von der Antragstellerin/dem Antragsteller abgefangen werden mit: EUR

Verbleibender Schaden: EUR

Eine außergewöhnliche Notlage, aus der sich die Antragstellerin/der Antragsteller aus eigener Kraft in absehbarer Zeit nicht befreien 
kann, liegt vor/liegt nicht vor.

Vorschlag für eine Soforthilfe in Höhe von: EUR

Vorschlag für eine Beihilfe in Höhe von: EUR

Vorschlag für eine Kredithilfe in Höhe von: EUR

Bemerkungen:

(Ort) (Datum)

(Unterschrift der/des Vorsitzenden der Schadenskommission)

entsprechende Verwendung der Finanzhilfe zu erbringen ist. 
Hierzu ist eine Aufstellung vorzulegen, aus der sich im Einzel-
nen ergibt, wie die Finanzhilfe verwendet wurde. Die Original-
belege sind der Aufstellung beizufügen.

 – alle Tatsachen, von denen die Gewährung einer Finanzhilfe 
abhängig ist, subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des 
§ 264 des Strafgesetzbuches sind. Hierzu gehören insbeson-
dere die Angaben über die persönlichen, wirtschaftlichen und 
betrieblichen Verhältnisse sowie über den Verwendungszweck 
der beantragten Finanzhilfe. Vorsätzliche oder leichtfertige fal-
sche Angaben über die angegebenen Tatsachen sowie das 
Unterlassen von Angaben, die der Gewährung einer Finanz-
hilfe entgegenstehen, können nach § 264 des Strafgesetzbu-
ches strafrechtlich verfolgt werden.

(Ort) (Datum)

(Unterschrift)
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Entscheidung des Regierungspräsidiums

Der Antragstellerin/dem Antragsteller wird gewährt eine:

 – Soforthilfe in Höhe von: EUR

 – Beihilfe in Höhe von: EUR

 – Kredithilfe in Höhe von: EUR

anzurechnen ist eine Soforthilfe in Höhe von: EUR

Bemerkungen:

(Ort) (Datum)

(Unterschrift)
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Muster C

Antrag auf Gewährung einer staatlichen Finanzhilfe für erlittene Elementarschäden an Gebäuden und  
Hausrat bei sonstigen Privatgeschädigten

Schadensereignis am:              

Name:                  Straße:                    

Vorname:                  PLZ, Wohnort:                    

Geburtstag:                  Ortsteil:                    

Familienstand:                  Reg.-Bez.:                    

Anzahl der Kinder:                  

Beruf:                  Bankverbindung:                    

Telefon:                  IBAN:                    

BIC:                    

Nettoeinkommen (im der Antragstellung vorausgehenden Kalenderjahr) aus:

– Nachweise über das Einkommen sind beizufügen (z.B. Einkommensteuerbescheide, Rentenbescheide, Kreditverträge sowie sons-
tige Unterlagen) –

a) nichtselbständiger Arbeit: EUR

b) Mieten, Pachten: EUR

c) Kapitaleinkünfte: EUR

d) Renten: EUR

Insgesamt: EUR

Im Haushalt lebende Familienangehörige:

Name Verwandtschaftsverhältnis
Alter Einkünfte im letzten  

Kalenderjahr

Jahre EUR

Sonstige gemeldete Personen (z.B. Mieter):

Name Beziehung zur antragstellenden Person
Alter

Jahre

Vermögen:

a) Grundbesitz nein/ja, und zwar:

 – Art:

 – Einheitswert: EUR

b) Sonstiges Vermögen nein/ja, und zwar:

 – Barvermögen in Höhe von: EUR

 – Sparguthaben in Höhe von: EUR

 – Bausparguthaben in Höhe von: EUR

 – Wertpapiere: EUR

 – Sonstiges: EUR

 –  

 –  
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Schuldverpflichtungen nein/ja, und zwar bei:

Gläubigerin/ 
Gläubiger

Höhe der Schuld
Höhe der  

Restschuld
Zinsen  

( jährlich)
Tilgung 

(jährlich)

EUR

Angaben über Art und Umfang der Schäden:

a) Schäden an Gebäuden und Grundstücken (Baujahr/evtl. Vorschäden):
Wiederherstellungskosten

EUR

aa)  – Art des Schadens:

Auswirkungen auf Gebäudesicherheit:

bb)  – Ort des Schadens:

Stockwerk:

Anzahl geschädigter Räume:

Wohnräume:

Wohnbeeinträchtigung:

b) Schäden an Einrichtungen und Hausrat: Neuwert Zeitwert

EUR

 – Art und Umfang:

c) Fotografien der Schäden beigefügt Ja Nein

Von den Schäden sind durch Versicherungen gedeckt:

Art des Schadens 
Versicherung

Entschädigungsbetrag

EUR
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Art des Schadens 
Versicherung

Entschädigungsbetrag

EUR

Zur Schadensbeseitigung anderweitig verfügbare Mittel:

Art der Hilfe Bezeichnung
Entschädigungsbetrag

EUR

Finanzielle Mittel aus anderen  
Förderprogrammen

Steuerhilfen

Sonstige Hilfen  
(z.B. Spenden)

Unvollständig ausgefüllte Fragebögen können keine Berücksich-
tigung finden.

Erklärung:

Ich versichere, vorstehende Angaben vollständig und richtig ge-
macht zu haben und durch den erlittenen Schaden in eine außer-
gewöhnliche Notlage geraten zu sein, die ich in absehbarer Zeit 
aus eigener Kraft nicht beseitigen kann. 

Mir ist bekannt, dass

 – unvollständig oder falsch gemachte Angaben eine eventuelle 
Finanzhilfe ausschließen oder ihren Widerruf bewirken;

 – in den Fällen, in denen die tatsächlichen Wiederherstellungs-
kosten unter dem Betrag liegen, der der Bemessung der Fi-
nanzhilfe zugrunde gelegt wurde, die Finanzhilfe entsprechend 
gekürzt wird;

 – ich verpflichtet bin, anderweitig zur Verfügung stehende Mit-
tel (z.B. f inanzielle Hilfen aus anderen Förderprogrammen, 
Steuerhilfen und Spenden) vorrangig auszuschöpfen;

 – gegenüber dem Regierungspräsidium innerhalb von sechs Mo-
naten nach Erhalt der Zahlung ein Nachweis über die zweck-
entsprechende Verwendung der Finanzhilfe zu erbringen ist. 

Hierzu ist eine Aufstellung vorzulegen, aus der sich im Einzel-
nen ergibt, wie die Finanzhilfe verwendet wurde. Die Original-
belege sind der Aufstellung beizufügen.

 – alle Tatsachen, von denen die Gewährung einer Finanzhilfe 
abhängig ist, subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des 
§ 264 des Strafgesetzbuches sind. Hierzu gehören insbeson-
dere die Angaben über die persönlichen, wirtschaftlichen und 
betrieblichen Verhältnisse sowie über den Verwendungszweck 
der beantragten Finanzhilfe. Vorsätzliche oder leichtfertige fal-
sche Angaben über die angegebenen Tatsachen sowie das 
Unterlassen von Angaben, die der Gewährung einer Finanz-
hilfe entgegenstehen, können nach § 264 des Strafgesetzbu-
ches strafrechtlich verfolgt werden.

(Ort) (Datum)

(Unterschrift)

Stellungnahme der Schadenskommission

Beschreibung des entstandenen Schadens (ggf. Verweisung auf Antrag):

Schadenspositionen: Wert davon anerkennungsfähig

Der Schaden wird festgestellt auf: EUR

Der Schaden kann von der Antragstellerin/dem Antragsteller abgefangen werden mit: EUR

Verbleibender Schaden: EUR

Eine außergewöhnliche Notlage, aus der sich die Antragstellerin/der Antragsteller aus eigener Kraft in absehbarer Zeit nicht befreien 
kann, liegt vor/liegt nicht vor.

Vorschlag für eine Soforthilfe in Höhe von: EUR

Vorschlag für eine Beihilfe in Höhe von: EUR

Vorschlag für eine Kredithilfe in Höhe von: EUR
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Bemerkungen:

(Ort) (Datum)

(Unterschrift der/des Vorsitzenden der Schadenskommission)

Entscheidung des Regierungspräsidiums

Der Antragstellerin/dem Antragsteller wird gewährt eine:

 – Soforthilfe in Höhe von: EUR

 – Beihilfe in Höhe von: EUR

 – Kredithilfe in Höhe von: EUR

anzurechnen ist eine Soforthilfe in Höhe von: EUR

Bemerkungen:

(Ort) (Datum)

(Unterschrift)


